
3. Rechtsformen des Zusammenwirkens der LPG mit den 
Verarbeitungsbetrieben der Nahrungsgüterwirtschaft im 
Rahmen der Kooperationsverbände.
Insbesondere über diese Außenbeziehungen, deren Rege­
lungsmethode wesentlich durch das Bestehen des genos­
senschaftlichen Eigentums bestimmt wird, vollzieht sich 
die weitere Entwicklung des genossenschaftlichen Eigen­
tums. Gliedert man diese Beziehungen in das LPG-Recht, 
insbesondere in die LPG-rechtliche Lehre, ein, so ist es 
möglich, die rechtliche Gestaltung des sich kooperativ voll­
ziehenden Reproduktionsprozesses komplex zu erfassen. 
Soweit es sich um „Außenbeziehungen“ handelt, die nicht 
die gemeinsame Gestaltung des Reproduktionsprozesses 
durch mehrere Betriebe zum Inhalt hat, fallen sie in den 
Regelungsgegenstand anderer Rechtszweige bzw. Lehr­
disziplinen.

Angesichts der Herausbildung des volkswirtschaftlichen 
Agrar-Industrie-Komplexes ist eine wichtige Aufgabe der 
gesamten juristischen Arbeit darin zu sehen, die sich dar­
auf beziehenden Rechtsnormen in ihrer wechselseitigen 
Verflechtung zu entwickeln. Die interdisziplinäre Zusam­
menarbeit in der Rechtswissenschaft ist wichtig, um zu 
sichern, daß die Abgrenzung zwischen den Rechtszweigen 
die notwendige, auf den gesamten Agrar-Industrie-Kom­
plex bezogene Arbeit nicht beeinträchtigt.

(Dem Beitrag liegt ein Referat zugrunde, das der Autor 
auf der internationalen Konferenz zu Fragen des LPG- 
und Bodenrechts gehalten hat, die vom 24. bis 26. Novem­
ber 1976 von den Bereichen LPG- und Bodenrecht der 
Universitäten Berlin, Halle und Leipzig in Leipzig durch­
geführt wurde.)
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Rechte und Pflichten bei der Reklamation nicht qualitätsgerechter Waren
Auf der 4. Plenartagung des Zentralkomitees der SED 
wurde erneut hervorgehoben, daß die Anstrengungen auf 
dem Gebiet der Versorgung der Bevölkerung auf eine be­
darfsgerechte Produktion in hoher Qualität gerichtet sind. 
Es sind solche Waren herzustellen, die dem Bedarf und 
dem Geschmack der Werktätigen entsprechen. Der aktive 
Einfluß der Konsumtion auf die Produktion ist noch bes­
ser wirksam zu machen./I/ Dieser Zielstellung dient auch 
die Verantwortung der Produktions- und Handelsbetriebe, 
die Gebrauchsfähigkeit der Konsumgüter durch die 
Erfüllung von Garantieansprüchen wiederherzustellen, 
wenn diese beeinträchtigt ist.
Im ZGB werden der Inhalt der Garantie, die Garantiezeit 
und die Garantieansprüche sowie ihre Geltendmachung 
grundsätzlich geregelt (§§ 148 ff. ZGB). Mit der DVO zum 
Zivilgesetzbuch über Rechte und Pflichten bei der Rekla­
mation nicht qualitätsgerechter Waren vom 27. Dezember 
1976 (GBl. 1977 I S. 9) werden die Festlegungen des ZGB 
über die Garantie präzisiert, indem die Bedingungen und 
Fristen für die Nachbesserung und die Anforderungen an 
die Reklamation von Waren an einem anderen Ort als dem 
des Kaufs bestimmt werden. Damit wurde den entspre­
chenden Forderungen des ZGB (§§ 152 Abs. 3, 157 Abs. 3) 
entsprochen. Aüßerdem werden in der DVO Regelungen 
dazu getroffen, wie Garantieansprüche durchgesetzt wer­
den können und wie Vertragswerkstatt, Verkäufer und 
Hersteller die Abwicklung der vom Käufer vorgebrachten 
Reklamation nachzuweisen haben.
In der DVO werden die für eine einheitliche Handhabung 
dieser Anforderungen wesentlichen und typischen Grund­
sätze geregelt. Sie sind von den berechtigten Interessen der 
Käufer bestimmt und berücksichtigen die volkswirtschaft­
lichen Möglichkeiten. Die Verwirklichung dieser Grund­
sätze setzt für die Tätigkeit der beteiligten Betriebe und 
Organe des Handels und der Industrie hohe, aber reale 
Maßstäbe. Die sich aus der Vielfalt der praktischen Fälle 
ergebenden spezifischen Einzelheiten sind auf der Grund­
lage der DVO entsprechend den konkreten Bedingungen 
und Erfordernissen zu beurteilen.
Die DVO ist ein weiterer Schritt zur Vervollkommnung 
der sozialistischen Rechtsordnung im Bereich des Zivil­
rechts; mit ihr wird die Rechtsstellung der Bürger in den 
Kaufbeziehungen weiter verbessert.

Bedingungen und Fristen für die Nachbesserung 
ln der gesetzlichen Garantiezeit
Unter den Garantieansprüchen nimmt die kostenlose Be­
seitigung eines Mangels (Nachbesserung) einen hervorra-

/l/ Vgl. G. Schürer, „Zu den Entwürfen des Fünf jahrplanes 
1976—1980 und des Volkswirtschaftsplanes 1977“, ln: 4. Tagung des 
Zentralkomitees der SED, Berlin 1976, S. 49.

genden Platz ein./2/ Sie liegt zumeist im Interesse der 
Käufer und ist auch für die Volkswirtschaft die geeignetste 
Form der Erfüllung von Garantieansprüchen. Dabei muß 
die Nachbesserung nach § 2 Abs. 1 der DVO sichern, daß 
der Mangel einwandfrei beseitigt und der Gebrauchswert 
der Ware wieder voll hergestellt wird.
Zur Wahrung der Belange des Käufers sind in den §§ 2 
und 3 der DVO bestimmte Bedingungen und konkrete Fri­
sten für die Ausführung der Nachbesserung innerhalb der 
gesetzlichen Garantiezeit vorgesehen.
Diesen Bedingungen und Fristen kommt besondere Be­
deutung zu, wenn Verkäufer und Hersteller gemäß § 152 
Abs. 1 ZGB von ihrem Recht Gebrauch machen wollen, die 
Garantieansprüche des Käufers durch Nachbesserung zu 
erfüllen. Dazu sind sie nur berechtigt, wenn die in § 2 
Abs. 2 und 3 der DVO genannten Voraussetzungen für die 
Nachbesserung vorliegen. Diese Voraussetzungen sind;
— Die Nachbesserung muß innerhalb einer Frist gemäß § 3 

der DVO erfolgen können.
— Bei Überschreitung dieser Frist muß dem Käufer für 

die Dauer der Nachbesserung kostenlos ein Leihgegen­
stand zur Nutzung übergeben werden.

— Der Gebrauchswert der Ware muß durch die Auswech­
selung selbständiger und austauschbarer Teile in der 
Frist des § 3 der DVO umgehend wiederhergestellt wer­
den können.

— Die Ware darf nicht mehr als einmal wegen schwerwie­
gender Mängel oder nicht bereits wiederholt wegen an­
derer Mängel nachgebessert worden sein.

Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, kann der Käufer 
das Angebot zur Nachbesserung zurückweisen und Ersatz­
lieferung, Preisminderung oder Preisrückzahlung verlan­
gen (§ 2 Abs. 4 der DVO).
Diese Regelung gilt auch, wenn Verkäufer und Hersteller 
die Garantieansprüche des Käufers durch Nachbesserung 
erfüllen wollen und sich erst während der Nachbesserung 
herausstellt, daß die Nachbesserung nicht innerhalb der 
bestimmten Fristen erfolgen oder durch die Nachbesse­
rung der Mangel nicht beseitigt werden kann (§ 153 

'ZGB).
Die Regelung der Garantiefristen in § 3 der DVO ist nicht 
auf die Nachbesserungsfälle des § 152 Abs. 1 ZGB be­
schränkt. Sie trifft generell für die Nachbesserung durch 
die Garantieverpflichteten innerhalb der gesetzlichen Ga­
rantiezeit zu. Damit gelten die Nachbesserungsfristen des 
§ 3 der DVO nicht nur, soweit Verkäufer oder Hersteller 
die Garantieansprüche des Käufers gemäß § 152 Abs. 1

(2/ vgl. H.-W. Teige, „Garantieansprüche beim Kauf“, NJ 1975 
S. 481 B. (483); W. Strasberg, „Die Anwendung des Zivilgesetzbuchs 
ln der Rechtsprechung — ein Beitrag zur Verwirklichung der Haupt­
aufgabe“, NJ 1977 S. 65 B. (69).
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